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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ТИГИ Nr. 59. TEES 


(Nr. 6697.) Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Oldenburg, den Beitritt Oldenburgs zu 
dem Vertrage vom 28. Juni 1864. über die gleiche Beſteuerung innerer 
Erzeugniſſe betreffend. Vom xii 1867. 


E. Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit ber 
Großherzog von Oldenburg haben in der Abſicht, die Freiheit des Verkehrs mit 
den einer inneren Beſteuerung unterliegenden Erzeugniſſen weiter zu fördern, zur 
Verhandlung über eine dieſerhalb zu ſchließende Uebereinkunft, 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning, і 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Friedrich Andreas Ruhſtrat 


ши von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, 
folgende Uebereinkunft abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 


Seine Königliche Hoheit der de Ae von Oldenburg tritt für das 
Herzogthum Oldenburg, ſoweit daſſelbe dem Zollverein angeſchloſſen iſt, dem Ver⸗ 
trage zwiſchen Preußen, Sachſen, den zum Thüringiſchen Zoll- und Handels⸗ 
vereine verbundenen Staaten und Braunſchweig vom 28. Juni 1864. über die 
gleiche fe innerer Erzeugniſſe mit den in den folgenden Artikeln be⸗ 
zeichneten Maaßgaben und Beſchränkungen bei. : 

Dieſer Beitritt erfolgt unter der Vorausſetzung der Zuſtimmung der 
außer Preußen bei dem genannten Vertrage betheiligten Staaten und ИБ ДЫН 
ber Aenderungen, welche durch bie Ausführung der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes demnächſt herbeigeführt werden. 


Artikel 2. 


Die gegenwärtige Uebereinkunft ſoll ſich ү auf das Зе. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1867. 


UU NEU. = 
Preußens, auf die von Preußen ſeit dem Abſchluß des Vertrages vom 28. Juni 
1864. erworbenen Gebiete und auf das Herzogthum Lauenburg erſtrecken, jedoch 
für jedes dieſer Gebiete erſt von dem Tage ab, an welchem daſſelbe mit 
den älteren Preußiſchen Landen in freien Verkehr bezüglich des Branntweins 
treten wird. 

Artikel 3. 


Zur Ausführung der im Artikel 9. des Vertrages vom 28. Juni 1864. 
etroffenen Verabredung wird Oldenburg mit dem Tage des Eintritts der Wirk⸗ 
fame des gegenwärtigen Vertrages die nämlichen geſetzlichen und administrativen 
Anordnungen über die Beſteuerung der Branntweinfabrikation in Kraft ſetzen, 
welche Preußen für das vormalige Königreich Hannover zu dem Zwecke erlaſſen 
wird, um daſelbſt die Uebereinſtimmung mit den in ſeinen älteren Landen für 
dieſe Beſteuerung zur Zeit beſtehenden Einrichtungen herbeizuführen. Preußiſcher 
Seits wird über die zu erlaſſenden Anordnungen der Großherzoglich Olden— 
burgiſchen Regierung Mittheilung gemacht werden. 


Artikel 4. 


Bis zu dem Zeitpunkte, an welchem die Beſtimmung im Artikel 38. der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes in Wirkſamkeit treten wird, wird der 
Antheil für das Herzogthum Oldenburg an der gemeinſchaftlichen Fabrikations- 
und Uebergangsabgabe von Branntwein durch eine beſondere Abrechnung zwiſchen 
Preußen und Oldenburg feſtgeſtellt. Dabei wird nach den Verabredungen ver⸗ 
Ken welche in den Artikeln 1. bis 9. ber Uebereinkunft zwiſchen Hannover und 
Oldenburg vom 30. März 1865., die Gemeinſchaftlichkeit der inneren Steuern 
betreffend, enthalten find. Als der Grtrag aus der Beſteuerung des Brannt⸗ 
weins, welcher bei dieſer Abrechnung in Anſatz zu bringen iſt, wird derjenige 
Antheil an den gemeinſchaftlichen Steuern von Branntwein angenommen, welcher 
bei der Abrechnung unter den Theilnehmern an dem Vertrage vom 28. Juni 
1864., Oldenburg eingeſchloſſen, nach dem Maaßſtabe der Bevölkerung auf die 
der Steuergemeinſchaft zwiſchen dem vormaligen Königreich Hannover und Olden⸗ 
burg gehörigen Hannoverſchen und mit denſelben im Spezialverbande geſtandenen 
Landestheile und auf das Herzogthum Oldenburg fällt. : 


Artikel 5. 


Mit Rückſicht auf bie Mindereinnahme, welche Oldenburg in Folge der 
im Artikel 4. über die Revenüentheilung getroffenen Verabredung, gegenüber 
jener bisherigen Einnahme aus ber Branntweinſteuer und der Uebergangsabgabe 
von Branntwein erleiden möchte, wird ihm, für die Dauer dieſer Neventen- 
theilung, ein Erlaß an derjenigen Entſchädigung gewährt werden, welche es durch 
den, in Verbindung mit der Uebereinkunft vom 30. März 1865. an demſelben 
Tage mit Hannover abgeſchloſſenen Vertrag für die Aufhebung des Bruns ШШ? 
Zolles übernommen hat. Dieſer Erlaß foll nach dem Verhältniß von 2500 Rthlr 
für jeden Monat berechnet werden, jedoch im Ganzen den Betrag der beiden für 
1868. und 1869. zu zahlenden Entſchädigungsraten von je 7000 Rthlr., alſo 
zuſammen 14,000 Rthlv. nicht überſteigen. за 
| jede 


+ 


e een Rate von 2500 Rthlr. tilgt mit ihrem Fälligwerden am 
Schluſſe des betreffenden Monats einen entſprechenden Theil der Entſchädigungs⸗ 
raten für den Brunshauſer Zoll, ſo daß für jeden dergeſtalt getilgten Theil vom 
Tage der Tilgung an Zinſen nicht weiter zu bezahlen ſind. : 


Artikel 6. 

Die Wirkſamkeit der gegenwärtigen Uebereinkunft beginnt mit dem Tage, 
an welchem zwiſchen dem vormaligen Königreich Hannover und den älteren 
Preußiſchen Landen der freie Verkehr mit Branntwein eintritt. 

8 Artikel 7. 

Seine 95 Hoheit der Großherzog von Oldenburg behält Sich vor, 
auch den auf die Beſteuerung des Braumalzes bezüglichen Verabredungen in dem 
im Artikel 1. bezeichneten Vertrage für das Herzogthum Oldenburg, ſoweit daſſelbe 
dem Zollvereine angeſchloſſen iſt, beizutreten, und zwar mit der Wirkung, daß 
die in Preußen geſetzlich beſtehende Beſteuerung des Braumalzes in Oldenburg 
zur Anwendung kommt. 

Für dieſen Beitritt gelten die in den Artikeln 1 — 3. der gegenwärtigen 
Uebereinkunft enthaltenen Vorausſetzungen und Maaßgaben. 

Bis zur Ausführung deſſelben bleibt Preußen die Erhebung einer Ueber⸗ 
gangsabgabe von dem aus Oldenburg eingehenden Bier vorbehalten. 


Artikel 8. Е 
Preußen wird die übrigen Theilnehmer an bem Vertrage vom 28. Juni 
1864. einladen, die im Artikel 1. erwähnte Zuſtimmung zu ertheilen. 
Artikel 9. 


Die gegenwärtige Uebereinkunft ſoll ы und es follen die Ratifika⸗ 
tionen zu Berlin ſobald wie möglich ausgewechſelt werden. i 


So geſchehen Berlin, den 27. April 1867. 
und ; 


Oldenburg, den 30. April 1867. 
(L. 8.) Henning. (L. S.) Ruhſtrat. 


Vorſtehende Uebereinkunft iſt ratifizirt worden und ber Austauſch der 9ta- : 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 6698.) Verordnung, betreffend die Ausführung des S. 188. des Allgemeinen Berg⸗ 
: geſetzes vom 24. Juni 1865., ſowie der Verordnung vom 1. Juni 1867. 


wegen Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes in das mit der Preu— 
ßiſchen Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums 


Heſſen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, ſowie der vormals 


Königlich Bayeriſchen Landestheile. Vom 24. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen hierdurch in Ausführung des $. 188. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. für 1865. S. 705.), ſowie der Verordnung 
vom 1. Juni b. J., betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes in 
das mit der Preußiſchen Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen Kurfürſten⸗ 
thums Heſſen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, ſowie der vormals 
Königlich Bayeriſchen Landestheile (Geſetz Samml. für 1867. S. 770.) was folgt: 
Artikel J. | 

Der Bezirk des Oberbergamtes zu Bonn umfaßt auch das Gebiet der vor⸗ 
maligen freien Stadt Frankfurt und der Bezirk des Oberbergamtes zu Halle die 
vormals Königlich Bayerifche Enklave Kaulsdorf. 


Artikel II. : . 


Der Oberberg und Salzwerksdirektion zu Kaſſel werden bis au Weiteres 
alle Befugniſſe und Obliegenheiten eines Oberbergamtes beigelegt. er Bezirk 


derſelben umfaßt das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen 


Kurfürſtenthums Heſſen und der vormals Königlich Bayeriſchen Landestheile, 
ausſchließlich der Enklave Kaulsdorf. 


Artikel III. 


Die Verwaltungen der Domanial⸗Bergwerke, Hütten⸗ und Hammerwerke, | 


Salinen, &bongruben unb Steinbrüche bleiben, wie bisher, ber denſelben vor⸗ 
geſetzten Oberbergbehörde unterſtellt. 

{ Artikel IV. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli b. J. in Kraft und 
iſt der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit der Ausfüh⸗ 
rung derſelben beauftragt. ( 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 

(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
А (R. v. Decker). 
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